
Sehr geehrte Frau Regierungsrätin 

Sehr geehrte Damen und Herren 

  

Der Verband Bernischer Gemeinden (VBG) bedankt sich für die Möglichkeit, zum Entwurf für ein 

Gesetz über die Informations- und Cybersicherheit (ICSG) Stellung nehmen zu können. 

  

Zum Inhalt des Gesetzes hat der VBG keine Bemerkungen. Dass eine rechtliche Grundlage für die 

Informations- und Cybersicherheit geschaffen wird, ist unbestritten. Auch sind die vorgeschlagenen 

materiellen Regelungen nachvollziehbar. 

  

Umfassender Klärungsbedarf besteht jedoch bezüglich der Anwendung des Gesetzes auf bzw. 

durch die Gemeinden. Das ICSG soll einerseits nur beschränkt auf die Gemeinden angewendet 

werden (Art. 2 Abs. 2). Andererseits ist es so, dass dann, wenn das ICSG für die Gemeinden doch 

zur Anwendung kommt, die Vorgaben des ICSG im Grundsatz voll gelten. Dabei darf aber nicht 

übersehen werden, dass Fälle, in denen das ICSG tatsächlich zur Anwendung kommt, nicht se lten 

sind und in Zukunft voraussichtlich massiv zunehmen werden. Mit anderen Worten: Ob es sachlich 

gerechtfertigt war, nach anfänglich anderer Gesetzeskonzeption die kommunale Ebene 

grundsätzlich aus dem Geltungsbereich auszuschliessen, ist fraglich. In wesentlichen 

Zusammenhängen erfolgt nun eine Ausdehnung auf die Gemeinden auf andere Weise. 

  

Realistischerweise ist davon auszugehen, dass die Gemeinden beispielsweise bezüglich der 

«Sicherheit beim Einsatz von ICT-Mitteln» (Art. 2 Abs. 2 Bst. b) generell die Anforderungen zu 

erfüllen haben werden, welche der Kanton an sich selbst stellt. Eine Gemeinde kann nicht zwei 

verschiedene ICT-Infrastrukturen betreiben – eine, welche den Zugriff auf kantonale oder 

Bundesmittel erlaubt, und eine andere.  

  

Inhaltlich ist es nicht falsch, dass auch auf kommunaler Ebene der Informations- und 

Cybersicherheit angemessene Beachtung geschenkt wird. Die Gemeinden benötigen jedoch eine 

entsprechende Unterstützung und Richtschnur, wenn der Kanton verlangt, dass sie in wesentli chen 

Bereichen dann doch die kantonalen Standards erfüllen müssen. 

  

Der VBG fordert deshalb, dass im Rahmen der Verordnung detailliert geregelt wird, was 

insbesondere die Pflicht zur Klassifizierung und zur Sicherheit beim Einsatz von ICT-Mitteln 

bedeutet und welche Anforderungen hier im Einzelnen von den Gemeinden zu erfüllen sind. Ebenso 

hat die Verordnung die Anforderungen an die Sicherheitsorganisation der Gemeinden (Art. 21) 

detailliert zu beschreiben. In die Erarbeitung der entsprechenden Verordnungsregelungen 

kommunale Vertretungen eng einzubeziehen, damit die Bedürfnisse der Gemeinden realistisch 

einfliessen können.  

  

Für die Berücksichtigung seiner Anliegen dankt Ihnen der VBG bestens. 

  

Freundliche Grüsse 

Jürg Wichtermann  
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